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FR:15224470.1 

Kauf der GBW AG und deren Tochtergesellschaften – Mieter- und Mitar-
beiterschutz 

 

Die Bayerische Landesbank, Anstalt des öffentlichen Rechts, ("Verkäuferin ") hat mit 
notariellem Kaufvertrag vom 27./28. März 2013 ("Kaufvertrag ") die von ihr gehalte-
nen Aktien an der GBW AG (mittlerweile GBW GmbH, die "Gesellschaft") an die bei-
den Käuferinnen Pearl AquiCo Eins GmbH & Co. KG ("Käuferin 1") sowie Pearl Ac-
quiCo Zwei GmbH & Co. KG ("Käuferin 2", gemeinsam die "Käuferinnen"; gemein-
sam mit der Verkäuferin die "Parteien") veräußert.  

Die Parteien haben in § 12 des Kaufvertrages sowie als sog. Sozialcharta in Anlage 12.1 
des Kaufvertrages umfangreiche Regelungen zum Schutz der Mieter sowie der Mitar-
beiter der GBW AG und deren im Kaufvertrag definierten Tochtergesellschaften (nach-
folgend die "Gesellschaften") vereinbart. 

§ 12 des Kaufvertrages ist nachfolgend zusammenfassend dargestellt, da insbesondere 
die individualvertraglichen Regelungen, die die Mieter schützen sollen, bereits zum Ge-
genstand des jeweiligen Mietvertrages bei allen Bestandsmietern gemacht worden sind. 
Ferner haben bis auf eine Gesellschaft bereits sämtliche der Gesellschaften die entspre-
chenden Regelungen des Kaufvertrages als für sich bindend anerkannt. Der Beitritt der 
bislang noch ausstehenden Gesellschaft zu diesen Regelungen des Kaufvertrages wird 
in Kürze, spätestens aber bis zum 27. August 2014, erfolgen. Die Zusammenfassung 
berücksichtigt diese bereits erfolgten Umsetzungsschritte.  

Im Anschluss an die Zusammenfassung von § 12 des Kaufvertrages finden sich nach-
stehend die Vertragsstrafenregelungen (§ 13 des Kaufvertrages) sowie die Sozialcharta 
(Anlage 12.1 des Kaufvertrages). Die Veröffentlichung dieser Regelungen ist nicht 
rechtsbegründend. Sämtliche dieser Regelungen haben rechtliche Wirkung nur zwi-
schen den Parteien des Kaufvertrages. Dritte, insbesondere Mieter oder Mitarbeiter, 
können sich darauf nicht berufen, sofern nicht eine individualrechtliche Umsetzung in 
den entsprechenden Miet- bzw. Arbeitsverträgen erfolgt ist. 

§ 12 
Regelungen zum Mieter- und Mitarbeiterschutz 

12.1 Schutz der Mieter und Mitarbeiter 

Die Parteien des Kaufvertrags haben zum Schutz der Mieter und Mitarbeiter 
der Gesellschaften die in Anlage 12.1 aufgeführten Bestimmungen ("Sozial-
charta") vereinbart. Die Sozialcharta trat am Vollzugstag, d.h. am 27. Mai 
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2013, im Verhältnis zwischen den Parteien nach Maßgabe der Bestimmungen 
in § 12.2 in Kraft. 

12.2 Umsetzung der Sozialcharta 

12.2.1 Die Sozialcharta wurde in der vertraglich geregelten Umsetzungsfrist derge-
stalt implementiert, dass die Gesellschaften diese als rechtlich bindend aner-
kannt haben und alle Maßnahmen ergreifen, um die Verpflichtungen und Vor-
gaben der Sozialcharta einzuhalten. 

12.2.2 Die Gesellschaften (mit Ausnahme der noch ausstehenden Gesellschaft) sind 
den Verpflichtungen der Käuferinnen aus der Sozialcharta im Wege des 
Schuldbeitritts durch schriftliche, gegenüber der Verkäuferin abgegebene Er-
klärung beigetreten. Der Beitritt der Gesellschaften ist jeweils insoweit erfolgt, 
als die entsprechende Gesellschaft von den Regelungen der Sozialcharta be-
troffen ist. 

12.2.3 Die Gesellschaften haben gegenüber jedem Bestandsmieter (wie in Anla-
ge 12.1 definiert) ein schriftliches, unbefristetes und unwiderrufliches Angebot 
abgegeben, mit dem die individualschützenden Regelungen gemäß §§ 2.1 bis 
2.3 der Sozialcharta ("Individualschützende Regelungen") zum Gegenstand 
des jeweiligen Mietvertrags mit dem jeweiligen Bestandsmieter gemacht wer-
den ("Individualumsetzung"). Die erfolgreiche Durchführung der Individu-
alumsetzung ist durch ein entsprechendes Schreiben der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Deloitte & Touche GmbH, Rosenheimer Platz 4, 81669 München, 
vom 27. März 2014 bestätigt worden. Falls sich - wider Erwarten – heraus 
stellen sollte, dass ein Bestandsmieter in der bei den Gesellschaften vorhande-
nen Mieterlisten nicht enthalten war oder aus anderen Gründen das Angebot 
nicht erhalten hat, werden die Käuferinnen dafür sorgen, dass der entspre-
chende Bestandsmieter unverzüglich ein entsprechendes Angebot erhält. 

12.2.4 Die Käuferinnen haben sich gegenüber der Verkäuferin verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass in Mietverträgen über eine Bestandswohnung (wie in Anlage 12.1 
definiert) mit neuen Mietern ("Neumieter"), die innerhalb von 5 (fünf) Jahren 
nach dem Vollzugstag abgeschlossen werden, eine § 2.3 der Sozialcharta ent-
sprechende Klausel zum Schutz vor Luxusmodernisierungen für einen Zeit-
raum von 5 (fünf) Jahren ab dem Vollzugstag aufgenommen wird.  
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12.3 Zeitraum zwischen Vollzugstag und Umsetzung der Sozialcharta 

Im Zeitraum zwischen dem Vollzugstag und der Umsetzung der Sozialcharta 
gemäß § 12.2.2 haben die Käuferinnen gemeinsam nach besten Kräften in ih-
rer Eigenschaft als Hauptaktionärinnen darauf hingewirkt und alle rechtlich 
zulässigen Maßnahmen getroffen, (i) dass die Gesellschaften ab dem Voll-
zugstag sämtliche Bestimmungen der Sozialcharta einhalten und  (ii) dass die 
Gesellschaften keine Maßnahmen treffen, die eine vollständige Umsetzung der 
Sozialcharta, insbesondere die Umsetzung der Individualschützenden Rege-
lungen erschweren, verhindern, oder ausschließen. Für vorbeschriebene Zwe-
cke standen die Käuferinnen dafür ein, dass die von der Sozialcharte betroffe-
nen Geschäfte unverzüglich nach dem Vollzugstag in angemessener Form als 
zustimmungsbedürftige Geschäfte gem. § 111 Abs. 4 S. 2 AktG ausgestaltet 
werden. 

12.4 Berichts- und Auskunftspflicht 

Zentrales Element der Berichts- und Auskunftspflichten der Käuferinnen ist 
der jährliche Bericht zur Einhaltung der Sozialcharta. Die Käuferinnen sind 
verpflichtet, für jedes Kalenderjahr bis 2022 spätestens innerhalb von 
6 Monaten nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres der Verkäuferin einen 
schriftlichen Bericht über sämtliche Maßnahmen, Handlungen und Unterlas-
sungen, die zur Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen in 
dem jeweiligen Kalenderjahr getroffen worden sind, vorzulegen. Der Inhalt 
des Berichts hat so detailliert zu sein, dass die Einhaltung der Regelungen aus 
dem Bericht heraus nachprüfbar ist. Der Bericht ist durch die Prüfung eines 
Wirtschaftsprüfers zu bestätigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

4 

 

Anlage 12.1 
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